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Mr, 11423.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Wurzen nach Eilenburg. Vom 5. Dezember 1914. 


eine Majeftát der König von Preußen und Seine Majeftät der König von 
Sachſen haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Wurzen nach Eilenburg zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Reichart; 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter Freiherrn v. Salza und Lichtenau, 
Allerhöchſtihren Oberfinanzrat Friedrich, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung beabſichtigt, eine vollſpurige Eiſenbahn 
von Wurzen nach Eilenburg als Nebenbahn im Sinne der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und 
Betriebsordnung für eigene Rechnung herzuſtellen und zu betreiben. 

Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet den Bau und Betrieb dieſer 
Linie innerhalb ihres Staatsgebiets, insbeſondere die Einführung in den Bahnhof 
Eilenburg. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erteilt zugleich hiermit das Recht zur 
Entziehung und Beſchränkung des Grundeigentums nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen. 
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Der Bau der bezeichneten Bahn iff davon abhängig, daß die Stände 
verſammlung des Königreichs Sachſen die erforderlichen Mittel bewilligt und daß 
die Intereſſenten die ihnen von der Königlich Sächſiſchen Regierung angeſonnenen 
Leiſtungen übernehmen, insbeſondere den Grund und Boden unentgeltlich zur 
Verfügung ſtellen. 

Artikel 2. 

Die Feſtſtellung des Grenzüberganges ſowie der Führung der Bahnlinie 
auf preußiſchem Gebiete bleibt beſonderer Vereinbarung zwiſchen beiden hohen 
Regierungen vorbehalten. 

a Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 

Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Sächſiſchen 
Regierung zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und die Ge⸗ 
nehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Anlagen — Wege⸗ 
übergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflutanlagen, Seitenwegen, 
Einzäunungen uſw. — betreffen, die im öffentlichen Intereſſe und zur Sicherung 
der benachbarten Grundſtücke gegen Gefahren und Nachteile notwendig werden, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Hochbauten, ſoweit dieſe erforderlich iſt, 
innerhalb des preußiſchen Gebiets den zuſtändigen preußiſchen Behörden vor- 
behalten. 

Artikel 3. 


Über die Mitbenutzung des Bahnhofs Eilenburg wird ein beſonderer Bau⸗ 
und Betriebsvertrag zwiſchen den beteiligten Eiſenbahnverwaltungen abgeſchloſſen 
werden. : 

Artikel 4. 

Die Feftftellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Sächſiſche Regierung. 

Artikel 5. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung des auf preußiſchem Gebiete gelegenen 
Teiles der Bahnlinie der Königlich Preußiſchen Regierung vorbehalten; indes 
wird die techniſche Aufſicht über den Bau und Betrieb der Bahn und deren 
betriebsfähigen Zuſtand ausſchließlich der Königlich Sächſiſchen Regierung über- 
laſſen. 

Die Bahnpolizei wird durch die Königlich Sächſiſchen Eiſenbahnbehörden 
und Beamten gehandhabt. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei 
in preußiſchem Gebiete liegt den Organen der Königlich Preußiſchen Regierung ob. 
Sie werden die Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig unterſtützen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt das Recht vorbehalten, die 
Handhabung der ihr zuſtehenden Hoheitsrechte, die Wahrnehmung ihrer aus 
dieſem Vertrage ſich ergebenden Rechte und die etwaigen Verhandlungen mit der 


Königlich Sächſiſchen Eiſenbahnverwaltung einer Behörde oder einem befonderen 
Kommiſſar zu übertragen. Die Königlich Sächſiſche Eiſenbahnverwaltung wird 
ſich an die mit der Vertretung beauftragte Behörde oder den Kommiſſar in allen 
zu deren Zuſtändigkeit gehörenden Angelegenheiten wenden, auch ihnen jede für 
ihre Zwecke nötige Einſicht geſtatten oder Auskunft erteilen. 


Artikel 6. 
Die Beſteuerung des in Preußen gelegenen Teiles der Bahnlinie erfolgt 
nach Maßgabe der jeweils dort geltenden Landesgeſetze. 


Artikel 7. 
Der gegenwärtige Vertrag ſoll beiderſeitig zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt, die Ratifikationsurkunden ſollen in Berlin ausgewechſelt werden. 
Zur Beglaubigung dieſes haben die Bevollmächtigten den Vertrag unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 
So geſchehen zu Berlin am 5. Dezember 1914. 


(L. S.) Goetſch. (L. S.) Frhr. v. Salza und Lichtenau. 
(L. S.) Reichart. (L. S.) Friedrich. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 11424.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Verordnung vom 1. Dezember 
1914 über die Ergänzung des § 193 der Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung 
durch die beiden Häuſer des Landtags. Vom 19. April 1915. 


De auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 erlaſſenen ae vom 1. Dezember 1914 
über die Ergänzung des $ 193 der Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung (Gefes- 
ſamml. S. 177) haben die beiden Häuſer des Landtags die verfaſſungsmäßige 
Genehmigung erteilt. 

Berlin, den 19. April 1915. 


Das Staatsminiſterium. 
Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich. 
Rebigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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